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3. Ebenso unbegründet ist aber auch die Berufung auf Art. 
84 der Kantonsversassung. D enn  durch diese Verfassungsvor
schrift sind nur die p r iv a t re c h t l ic h e n  dinglichen Lasten, G rund
zinse, Realrenten und Zehnten, abgeschafft, während die G rund 
steuer, sofern m an sie überhaupt a ls  eine Reallast betrachtet, 
keinen privatrechtlichen, sondern einen s ta a ts r e c h t l ic h e n  Charak
ter besitzt, indem sie in dem Steuerrecht des S ta a te s  ihre Duelle 
hat. W ie jede andere S teu er ist daher auch die Grundsteuer, 
wegen ihres staatsrechtlichen Charakters, nicht loskäuflich.

4 . Endlich ist auch die B ehauptung des Rekurrenten, daß 
die angefochtene Gesetzesbestimmung eine Ungleichheit der B ürger 
vor dem Gesetze resp. ein Vorrecht des O rte s  involvire, durch
aus unrichtig, indem ja  das Gemeindesteuergesetz vom 2. Septem ber 
1867 fü r  den ganzen Kanton B ern  gilt und daher die Gemeinde 
Burgdorf durch Aufnahme des § 5 ibidem  in ihr Steuerregle
ment keinerlei Vorrecht vor den andern heimischen Ortschaften 
erworben hat. D aß  aber der Kanton B e rn  kraft seiner Souve- 
räne tä t in  S teuers achm für die Gemeindesteuern andere G rund 
sätze aufstellen darf, a ls  für die S taatssteuer, ohne die in  A rt. 4 
der Bundesverfassung garantirle Rechtsgleichheit zu verletzen, 
bedarf keiner weitern Begründung.

Demnach hat das Bundesgericht 
e r k a n n t :

D ie Beschwerde ist a ls  unbegründet abgewiesen.
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Vierter Abschnitt. — Quatrième section.

Staatsverträge der Schweiz mit dem Auslände. 

Traités de la Suisse avec l’étranger.

Auslieferung. — Extradition.

1. Vertrag mit Deutschland. — Traité avec l ’Allemagne.

51. U r t h e i l  v o m  23. M a i  1879 i n  S a c h e n  R o th e .

A. D ie kaiserlich deutsche Gesandtschaft verlangte m it Note 
vom 12. A pril 1879 die Auslieferung des H. Rothe, gestützt 
auf einen Verhaftsbefehl des Kreisgerichtes W aldenburg in  
Schlesien vom 2. gl. M ts ., worin Rothe beschuldigt ist, im J u l i  
1876 mehrere Unterschlagungen im  Gesammtbetrage von 180 
M ark  zum Nachtheil des Mühlenbesitzers Ju n g e  in  Altwasser, 
Schlesien, bei welchem er dam als a ls  Buchhalter in  Dienst ge
standen, verübt zu haben. D a s  Auslieferungsbegehren stützt sich 
aus A rt. 1 Ziffer 12 des von der Schweiz m it dem deutschen 
Reiche unterm 24. J a n u a r  1874 abgeschlossenen A uslieferungs
vertrages.

B. Rothe anerkannte, die ihm zur Last gelegte Unterschlagung 
begangen zu haben, protestate aber gleichwohl gegen die A u s
lieferung, indem das Vergehen sowohl nach Art. 246 des deut
schen a ls  nach A rt. 176 des zürcherischen Strafges. B . ein A n
tragsvergehen und nach Art. 53 des zuletzt citirten Gesetzes ver
jäh rt fei, übrigens Ju n g e  erklärt habe, gegen Bezahlung des 
unterschlagenen B etrages die Klage zurückzuziehen und darauf
hin die S um m e von 180 M ark beim zürch. Polizeikommando 
zu Händen desselben deponirt worden sei.
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C. D er Regierungsrath von Zürich äußerte seine Ansicht da
hin, daß, nachdem der angerichtete Schaden vergütet sei und der 
D enunziant von seiner Klage abstrahire, von einer Auslieferung 
um so mehr Umgang genommen werden könnte, a ls  nach dem 
Rechte des gegenwärtigen forum  dom icilii des Angeschuldigten 
eine weitere S trafverfolgM g ststirt werden müßte.

D . M ittelst Depesche vom 21. dss. M ts . erklärt Ju nge , daß 
er seinen S tra fan trag  beim Gerichte zurückgenommen habe. D er 
B etrag  von 180 M ark ist an  denselben gleichen T ags versandt 
worden, lau t vorgelegter Postbescheinigung.

E. M it Zuschrift vom 14. dss. M ts ., eingegangen den 17. 
dss. M ts ., übermachte der B undesrath die Akten dem B undes
gerichte zur Beurtheilung. Roche ist am 17. v. M ts . in  Zürich 
in  Verhaft gesetzt worden.

D a s  Bundesgericht zieht i n  E r w ä g u n g :
1. Nach A rt. 1 Ziffer 12 des oben bezeichneten A uslieferungs

vertrages findet die Auslieferung Angeschuldigter oder Verur- 
theilter wegen Unterschlagung nur in  denjenigen Fällen statt, 
in  welchen dieselbe von der Landesgesetzgebung beider vertragen
der Theile m it S tra fe  bedroht ist. N un ist eine Unterschlagung 
der vorliegenden A rt zwar allerdings nicht nach dem deutschen, 
wohl aber nach dem zürcherischen Strafgesetzbuch ein sog. A n
tragsverbrechen, indem der § 176 desselben bestimmt, daß die 
Unterschlagung n u r dann von Amtswegen verfolgt werde, wenn 
sie verbunden sei m it Ableugnung des Besitzes der fremden Sache 
oder m it solchen positiven Handlungen, welche darauf berechnet 
seien, über die rechtswidrige Aneignung derselben zu täuschen; 
in  allen andern Fällen dagegen n u r auf Begehren des Geschä
digten. Von Ableugnung des Besitzes ist nun im vorliegenden 
Falle keine Rede, indem Rothe die Unterschlagung im ersten 
Verhöre anerkannt hat, und es geben die Akten auch keinen A n
haltspunkt dafür, daß der Verfolgte Handlungen begangen habe, 
um  das verübte Vergehen zu verdecken, so daß allerdings nach 
zürcherischem Strafrecht die Anhebung und Durchführung einer 
Strafuntersuchung gegen Rothe von dem Anträge des Ju n g e  ab
hängig wäre. Nach zürcherischem Rechte ist aber auch die Rück
nahme des Antrages zulässig, indem der Art. 774 z. S t .  P .  O .
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bestimmt, daß bei den sog. Antragsverbrechen die Untersuchung 
fistirt werden müsse, sobald der Antragsberechtigte den S tr a f 
antrag  zurüäziehe. E in  solcher Rückzug ist nun m it der zu den 
M e n  gebrachten Depesche Junges vom 21. dss. M ts . erfolgt 
und muß daher gemäß A rt. 1 Ziffer 12 des Vertrages und in 
Uebereinstimmung mit dem diesseitigen Entscheide vom 16. August 
1875 i. S .  Mvrch (offizielle S am m lung  der bundesgerichtlichen 
Entscheidungen B d. I , S .  417) die Auslieferung verweigert 
werden.

2. W as die Frage der Verjährung betrifft, so bestimmt § 53 
des zürcherischen Strafgesetzes allerdings, daß in den Fällen, in  
welchen nach diesem Gesetzbuche die gerichtliche Verfolgung eines 
Vergehens n u r auf den Antrag einer Privatperson eingeleitet 
werden könne, dessen S trafbarkeit erlösche, wenn der zu der 
S tellung des Antrages Berechtigte innerhalb sechs M onaten, 
von dem Tage an gerechnet, an  welchem ihm Veranlassung dazu 
gegeben worden, und spätestens zwei J a h re  nach verübter That 
von seinem Rechte keinen Gebrauch macht. N un find allerdings 
seit Verübung der dem Rothe zur Last fallenden Unterschlagung 
mehr a ls  zwei Ja h re  verflossen; allein die Akten geben über den 
Zeitpunkt, in welchem Ju n g e  seinen S tra fa n tra g  gestellt hat, 
keinen Aufschluß, so daß die Frage der Verjährung nicht ohne 
W eiters zu Gunsten Rothes entschieden werden könnte.

Demnach hat das Bundesgericht 
e r k a n n t :

D ie Auslieferung des Bernhard K arl Edmund Hugo Rothe 
wird nicht bewilligt.

82. Arrêt du 26 Avril 4879 dans la cause Miller.

P ar no te  du  20 Avril 1879, p récédée de no tes verbales des 
2 , 7 et 16 du  m êm e m ois, la Légation de B avière sollicite du 
Conseil fédéral l’ex trad ition  de Joseph  M iller, de B aben
hausen  (Bavière), actuellem ent détenu  à L ausanne, son do
m icile depu is 1874, condam né p a r  contum ace, le 5 M ars 1875,


